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in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung 

Hamburg, 21. Juli 2025 

Wir, das Präsidium und die unterzeichnenden Mitglieder der Deutschen Gesellschaft Club of Rome e.V. 
sowie des Think Tank 30 Deutschland erkennen an, dass das Grundanliegen des Omnibus-Vorschlags, 
die Entlastung kleiner und mittlerer Unternehmen von übermäßiger Bürokratielast, grundsätzlich 
berechtigt ist. Gleichwohl nehmen wir mit Sorge zur Kenntnis, dass der vorliegende Referentenentwurf 
des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz eine Umsetzung der Corporate 
Sustainability Reporting Directive (CSRD) anstrebt, die in ihrer durch die Richtlinie (EU) 2025/794 
veränderten Fassung wesentliche Nachhaltigkeitsziele der EU und der Bundesrepublik gefährdet. 

1. Begrenzung der Berichtspflicht konterkariert Transformation und Transparenz 

Die Umsetzung der „Stop-the-Clock“-Verschiebung sowie die diskutierten Vorschläge zur 
Simplifizierung von EU-Kommission, EU-Rat und EU-Parlament laufen auf eine drastische 
Einschränkung des Anwendungsbereichs hinaus. Dadurch würde der Großteil mittelgroßer 
Unternehmen aus der Verantwortung einer systematischen, vergleichbaren 
Nachhaltigkeitsberichterstattung herausgenommen – obwohl gerade sie eine tragende Säule der 
deutschen Volkswirtschaft sind und eine wesentliche Rolle für Lieferketten, Klimarisiken und 
gesellschaftliche Wirkungen spielen. 

Dies widerspricht dem erklärten Ziel der EU, Nachhaltigkeitsaspekte flächendeckend und vergleichbar 
zu erfassen. Es schwächt die ökonomische Sichtbarkeit nachhaltiger Geschäftsmodelle durch 
Marktakteure und verspielt die Chance einer wirksamen Allokation von Kapital in nachhaltige 
Strukturen in Deutschland.  

2. Unverhältnismäßige Betonung von Entlastung und Vernachlässigung der Chancen der 
Nachhaltigkeitswirkung 

Die Bundesregierung hebt im Entwurf ausdrücklich die Entlastungswirkung der CSRD-Modifikation 
hervor und beziffert die Bürokratiekostenreduktion für die Wirtschaft (von 1,7 Mrd. auf 430 Mio. EUR 
jährlich). Dieser Fokus auf die Senkung des Erfüllungsaufwands dominiert die Argumentation – ohne 
dass dem ein systemischer Nutzen nachhaltiger Berichtspflichten gegenübergestellt würde.  

Eine ökonomisch und ökologisch rationale Nachhaltigkeitspolitik darf den Aufwand nicht isoliert 
bewerten, sondern muss ihren Beitrag zur Innovationsfähigkeit, Wettbewerbsstärke und 
Zukunftssicherung der Volkswirtschaft berücksichtigen. Die Berichterstattung über Nachhaltigkeit 
wird langfristig auch Resilienz und Risikostruktur von Unternehmen verbessern sowie 
Innovationsimpulse und Wettbewerbsvorteile mit sich bringen. Dadurch wird die deutsche 
Volkswirtschaft auch international wettbewerbsfähiger – denn nachhaltiges Wirtschaften wird 
angesichts großer ökologischer Herausforderungen weltweit erforderlich. 
Ein abrupter politischer Kurswechsel droht zudem erhebliche Vorleistungen privater und öffentlicher 
Akteure zu entwerten – mit negativen Folgen für Vertrauen, Investitionssicherheit und 
Standortsicherung. Denn es sind bereits beachtliche Investitionen in den Aufbau von 
Nachhaltigkeitsberichterstattungsstrukturen geflossen: Viele Unternehmen, aber auch Start-ups und 
Wirtschaftsprüfer, haben in den letzten Jahren Mittel in Personal, Prozesse und IT-Systeme investiert – 
Investitionen, die durch einen unvermittelten politischen Kurswechsel zu „Sunk Costs“ werden 
könnten. 

Wir warnen deshalb davor, Nachhaltigkeit primär als „Bürokratieproblem“ zu behandeln und die damit 
verbundenen Chancen zu übersehen. 



3. Rechtspolitisch fragwürdiges Vorziehen nicht beschlossener EU-Vorgaben 

Der Entwurf antizipiert zentrale Inhalte des noch nicht verabschiedeten Substance Proposals, obwohl 
dieses – wie im Text selbst eingeräumt – nicht rechtskräftig ist. Zwar mag der Verweis auf Zeitdruck 
durch das Vertragsverletzungsverfahren nachvollziehbar sein; jedoch kann daraus keine Legitimation 
für vorweggenommene Deregulierung abgeleitet werden. 

Eine Umsetzung auf Vorrat unterminiert die Rechtssicherheit, widerspricht dem Primat der 
Gesetzgebung und schwächt die demokratische Legitimation europäischer Regulierung. 

Stattdessen hätte die Bundesregierung den bestehenden Rechtsrahmen vollständig umsetzen und die 
angekündigten Vereinfachungen nach ihrer formalen Verabschiedung ergänzend einführen sollen – 
um rechtliche Klarheit und demokratische Legitimität sicherzustellen. 

4. Widerspruch zu Klimazielen und internationaler Verantwortung 

Der Club of Rome weist erneut auf die Inkompatibilität der regulatorischen Verwässerung mit den 
Zielen des European Green Deal, der EU-Klimagesetzgebung (Verordnung (EU) 2021/1119) und der 
UN-Nachhaltigkeitsziele (insb. SDG 12, 13) hin. 

Eine CSRD mit reduziertem Anwendungsbereich, geringer Prüfungstiefe und eingeschränkter 
Wertschöpfungsketten-Perspektive wird weder Transparenz schaffen noch nachhaltige 
Transformation systemisch steuern. Sie läuft Gefahr, zu einem bloßen Symbolregime ohne 
substanzielle Wirkung zu verkommen. 

5. Forderungen an den Gesetzgeber 

Die Deutsche Gesellschaft Club of Rome e.V. fordert die Bundesregierung auf: 

• eine vollständige, ursprüngliche Umsetzung der CSRD mit umfassender Berichtspflicht für 
große Unternehmen und  

• eine stark vereinfachte, aber verpflichtende Nachhaltigkeitsberichterstattung für 
mittelständische Unternehmen sicherzustellen,  

• eingesparte Berichtspflichten nicht isoliert als „Entlastung“ zu bewerten, sondern die 
Folgekosten nicht-nachhaltigen Wirtschaftens und den Nutzen resilienter, zukunftsorientierter 
Wirtschaftsstrukturen einzubeziehen,  

• die Klimawirkung und Systemrelevanz der Berichterstattung nicht hinter administrativen 
Entlastungszielen zurückzustellen, 

• auf eine Umsetzung im Eilverfahren zu verzichten, solange der Substance Proposal auf EU-
Ebene nicht verabschiedet ist, 
  

• und einen öffentlich nachvollziehbaren, partizipativen Folgeprozess zu etablieren. 

Fazit 

Die Bundesregierung betont im Entwurf ihre Unterstützung für den Green Deal – ihre 
Umsetzungspraxis aber spricht eine andere Sprache. Der Club of Rome warnt eindringlich davor, ein 
zentrales Instrument für ökologische und soziale Nachhaltigkeit zugunsten kurzfristiger 
Entlastungslogiken zu entwerten. 

Wirklich zukunftsfähige Wirtschaft braucht belastbare, vergleichbare Informationen – nicht weniger, 
sondern mehr Transparenz. 
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